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Zusammenfassung. Dieser Artikel befasst sich mit der um-
strittenen Konstruktion vom Begriff
”
Vertrauen“ im Lau-
fe der Volksza¨hlungsboykottbewegung in der Bundesrepu-
blik Deutschland im Jahr 1983. Ausgangspunkt sind die
Ausfu¨hrungen von Giddens (1990, 1991), da dessen Ausle-
gung vom Begriff Vertrauen (
”
trust“) besonders wichtige Di-
mensionen von der damaligen Auseinandersetzung u¨ber die
Volksza¨hlung aufhellt. Es wird aber bald klar, dass die Gid-
dens’sche Definition von Vertrauen bereichert werden muss,
um zusa¨tzliche Dimensionen von Vertrauen besser beru¨ck-
sichtigen zu ko¨nnen, die 1983 von Belang waren. Diese Be-
reicherung wird in zwei Stufen aufgebaut: 1) eine Interpre-
tation vom damaligen Boykottsdiskurs, die die Wichtigkeit
von zusa¨tzlichen
”
perso¨nlichen“ Dimensionen von System-
Vertrauen hervorhebt; und 2) ein Exkurs u¨ber Foucault, des-
sen Analyse von
”
Biopolitik“, so meine ich, eine noch sensi-
blere Version vom Begriff
”
Vertrauen“ ermo¨glicht. Mit dieser
Einbeziehung Foucaults hoffe ich, nicht nur die Geschich-
te vom Volksza¨hlungsboykott u¨berzeugender zu analysieren,
sondern auch die Basis einer theoretischen Artikulation an-
zudeuten, welche die Ebene von Interaktionen (Giddens) mit
der von Machtrationalita¨ten (Foucault) verknu¨pft.
Correspondence to: M. Hannah
( mch@aber.ac.uk)
1 Vertrauen und Volksza¨hlung
Volksza¨hlungen, wie sie bisher von den meisten Staaten
durchgefu¨hrt worden sind, erfordern Interaktionen zwischen
auskunftspflichtigen Subjekten und Repra¨sentanten des Staa-
tes.1 Diese Interaktionen ko¨nnen unter anderem bezu¨glich
der Rolle von Vertrauen (
”
trust“) untersucht werden. Ver-
trauen ist seit den 1970er Jahren von mehreren Sozialwis-
senschaftlerInnen aus vielerlei Hinsicht untersucht worden
(Gambetta, 1990; Giddens, 1990, 1991; Luhmann, 2000;
Misztal, 1996; Sztompka, 2000). Ich nehme als Bezugspunkt
das Buch von Giddens, The consequences of modernity (Gid-
dens, 1990). Mit dieser Studie liefert Giddens einen nu¨tzli-
chen Ausgangspunkt fu¨r eine Analyse von Staatsvertrauen
als eine vielschichtige individuelle Haltung im Kontext der
modernen, liberal-kapitalistischen Demokratien.
1.1
”
Vertrauen“ in Giddens’scher Sicht
Laut Giddens ist die moderne Welt gegenu¨ber pra¨moder-
nen Gesellschaften vor allem von drei Entwicklungen oder
”
forces“ ausgezeichnet: die Trennung von Zeit und Raum
durch eine Dynamik von
”
time-space distanciation“; die
Entstehung und universelle Verbreitung von
”
disembed-
ding mechanisms“, die soziale Aktivita¨ten aus lokalisier-
ten Kontexten herausheben; und die reflexive Aneignung
von Wissen:
”
(t)he production of systematic knowledge
about social life becomes integral to system reproduction“
1Die schon angeku¨ndigte Volksza¨hlung 2011 in Deutschland
soll zum ersten Mal keine direkte Bu¨rgerbefragung sein, son-
dern ein
”
registriergestu¨tzter Zensus“, wobei die Daten aus schon
existierenden Datenbesta¨nden zusammengefu¨hrt werden sollen.
(Fried,
”
Reif fu¨r eine Nummer“, Su¨ddeutsche.de, 21.09.2007, http://
www.sueddeutsche.de/deutschland/artikel/197/133945/, letzter Zu-
gang 21.09.2007.)
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(Giddens, 1990:53). Diese drei Entwicklungen ha¨tten die Be-
deutung von
”
Vertrauen“ in sozialen Interaktionen grundle-
gend vera¨ndert. Zum einen habe sich Vertrauen zwischen
Personen vera¨ndert:
”
Trust in persons is not focused (as it
was in the pre-modern world) by personalized connections
within the local community and kinship networks. Trust on
the personal level becomes a project, to be
’
worked at‘ by
the parties involved. . .“ (Giddens, 1990:121). Giddens stellt
daru¨ber hinaus fest, dass die Entstehung von modernen
”
ex-
pert systems“ (bu¨rokratische Staatsapparate, große Firmen
und andere große Organisationen, aber auch spezialisiertes
Wissen, das in Ha¨usern, Gera¨ten und etlichen Elementen un-
serer allta¨glichen Umwelt eingebaut worden ist) eine neue
Art von Vertrauen verlangt (Giddens, 1990:27–29). Seine
Gesamtdefinition von Vertrauen ist entsprechend zweiteilig:
”
Trust may be defined as confidence in the reliability of
a person or system, regarding a given set of outcomes or
events, where that confidence expresses a faith in the probity
or love of another, or in the correctness of abstract principles
(technical knowledge)“ (Giddens, 1990:34).
Giddens geht auf die Eigenschaften von diesem zweiten
“abstrakten Vertrauen” ein bisschen detaillierter ein:
”
We can speak of trust in symbolic tokens (such as mo-
dern money) or expert systems, but this rests upon faith in the
correctness of principles of which one is ignorant, not upon
faith in the “moral uprightness” (good intentions) of others.
Of course trust in persons is always to some degree relevant
to faith in systems, but concerns their proper working rather
than their operation as such“ (Giddens, 1990:33–34).
Abstraktem Vertrauen fehlt sowohl die Gegenseitigkeit,
als auch die Intimita¨t, die interperso¨nliches Vertrauen aus-
zeichnet (Giddens, 1990:114). Giddens kommt aber zuru¨ck
zu der Beobachtung, dass abstrakte Systeme
”
immer zu ei-
nem gewissen Grad“ auf interperso¨nlichem Vertrauen beru-
hen. Er nennt die lokalisierten Personen, durch die die mei-
sten Menschen ihre Interaktionen mit abstrakten Systemen
vollziehen mu¨ssen,
”
access points“. Die Kategorie
”
access
points“ schließt Bu¨rokratInnen aber auch zum Beispiel Tech-
nikerInnen, KassiererInnen, usw. ein. Giddens fu¨gt hinzu:
”
The fact that access points are places of tension between lay
skepticism and professional expertise makes them acknow-
ledged sources of vulnerability for abstract systems“ (Gid-
dens, 1990:91).
”
Lay skepticism“, so Giddens, begleitet alle
Formen von Vertrauen als ein quasi-natu¨rliches Produkt der
Unwissenheit, ohne das Vertrauen nicht no¨tig wa¨re.
1.2 Vertrauen, Volksza¨hlung und Medien
Es liegt auf der Hand, dass die von Giddens entwickelten
Begriffe von Vertrauen in abstrakten Systemen ein interes-
santes Anwendungsfeld in Volksza¨hlungen finden. Vor al-
lem die Rolle von
”
access points“ als neuralgische Punkte
fu¨r System-Vertrauen bilden einen Rahmen fu¨r die Analy-
se der Boykottbewegungen. Insgesamt kann die Kontroverse
u¨ber die Volksza¨hlung 1983 als ein Tauziehen um die o¨ffent-
liche Meinung verstanden werden, wobei die Bewegung ver-
suchte, die Vertrauensbasis des volksza¨hlenden Staates vo¨llig
zu zersto¨ren, wa¨hrend die Regierung versuchte, dagegen
die Vertrauenswu¨rdigkeit der
”
access points“ aufzubauen,
die Lo¨cher gewissermaßen zuzustopfen. Die wichtigsten ac-
cess points im Rahmen der geplanten Volksza¨hlung 1983
waren Za¨hlerInnen. Der Interaktion, die zwischen Bu¨rger
und Za¨hler auf der Schwelle zum privaten Raum stattfin-
den sollte, maßen die Boykottinitiativen bei ihren Propa-
gandakampagnen große Bedeutung zu. Dabei hofften die
Boykott-OrganisatorInnen, einige Besonderheiten der Posi-
tion
”
Za¨hler“ ausnutzen zu ko¨nnen:
1. Die Tatsache, dass die Za¨hlerInnen als access points
meist keine ExpertInnen waren, sondern hauptsa¨chlich
Mitbu¨rgerInnen. Giddens verweist auf die allgemei-
ne Notwendigkeit einer sorgfa¨ltigen Zurschaustellung
von
”
reliability“ und
”
manifest trustworthiness and in-
tegrity“ auf der Seite der
”
system representatives“, um
den Eindruck einer vertrauensbedrohenden Abha¨ngig-
keit des Systems auf mo¨glicherweise willku¨rliche oder
inkompetente perso¨nliche Handlungen zu minimieren
(Giddens, 1990:85, 115). Als ehrenamtliche, teilzeitli-
che Arbeiter, die trotz ihres relativ kurzen Trainings mit
perso¨nlichen Daten anvertraut werden sollten, genossen
Za¨hlerInnen von Anfang an kein ¨Ubermaß an Vertrau-
enswu¨rdigkeit.
2. Die Tatsache, dass Za¨hlerInnen tagsu¨ber beruflich an-
derweitig engagiert waren, und dazu auch vielleicht
noch in der Nachbarschaft wohnten, bot der Bewe-
gungspropaganda zwei weitere Angriffsfla¨chen. Ein
wichtiger Teil von der Verla¨sslichkeit der VertreterInnen
eines Systems ist eine strikte Rollenverteilung. Wenn
die Interaktion mit einem abstrakten System in der Ab-
gabe von Informationen besteht, erfordert das Prinzip
der Rollenverteilung im Grunde, dass diese Informatio-
nen nur fu¨r den Zweck benutzt werden sollten, fu¨r den
sie abgegeben worden sind. NachbarInnen oder zum
Beispiel PolizistInnen, die auch als Za¨hlerInnen agier-
ten, fanden sich der jeweiligen Versuchung ausgesetzt,
perso¨nliche Daten in Klatsch- bzw. Ermittlungsmaterie
umzufunktionieren.
3. Die Za¨hlerInnen fanden sich bei den Za¨hlinteraktionen
in die Rolle als
”
researcher as supplicant“ (
”
Forscher als
Bittsteller“) versetzt. Dieses Konzept ist hauptsa¨chlich
von feministischen GeographInnen entwickelt, die ei-
ne Verschiebung in Machtbeziehungen festgestellt ha-
ben
”
(i)n cases where the home is the site of fieldwork“
(Oberhauser, 1997:168). ¨Ahnliches gilt auch fu¨r staatli-
che Datensammlungen. Bei einem Besuch eines amt-
lichen Bu¨ros ist die Interaktion zwischen Bu¨rger und
System fast ga¨nzlich vom System geregelt, und die-
se Einseitigkeit von Kontrolle wird u¨ber Kontrolle der
Anwesenheitsrechte, Bewegungen und Aktivita¨ten im
Soc. Geogr., 3, 11–21, 2008 www.soc-geogr.net/3/11/2008/
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physischen Raum versta¨rkt. Wenn aber die Interaktion
draußen,
”
in the field“, stattfinden sollte, wird deren Re-
gelung von Seiten des Systems zu einem gewissen Grad
durch die private Kontrolle u¨ber Haus und Grundstu¨ck
ausgeglichen. Im Kontext einer Volksza¨hlung heißt das
praktisch, dass die Za¨hlerInnen
”
as supplicants“ kein
Recht auf Eintritt in die Ha¨user hatten (zum Beispiel
um die Vollsta¨ndigkeit oder Richtigkeit der Ausku¨nfte
zu besta¨tigen), und dass die Bewohner weder zur ¨Off-
nung der Tu¨re gezwungen noch bei deren Schließung
daran gehindert werden durften.
Die Quelle der Za¨hlerInnen war praktisch dieselbe
Bevo¨lkerung, die geza¨hlt werden sollte, und die daru¨ber hin-
aus auch das Publikum bildete, das von den Medien an-
gesprochen wurde. Beide Seiten der Kontroverse hatten ih-
re SprecherInnen, die jeweils durch Reden, Interviews und
sonstige o¨ffentliche Veranstaltungen oder durch Flugbla¨tter,
Artikel in Stadtzeitungen usw. versuchten, den Grad von
o¨ffentlichem Vertrauen zu beeinflussen. Die Medien selbst
(Zeitungen und Stadtzeitungen, aber auch Fernsehsendun-
gen, Umfragen, usw.) spielten hier eine sehr wichtige Rol-
le. RegierungssprecherInnen standen mit dem westdeutschen
Publikum in einer anderen Beziehung als Za¨hlerinnen, und
ko¨nnen deshalb nur teilweise als access points verstanden
werden. RegierungssprecherInnen waren nur ausnahmsweise
perso¨nlich zu sehen, u¨berwiegend nur u¨ber die Medien. Da-
her kann man nicht von einer zweiseitigen
”
Interaktion“ spre-
chen. Daru¨ber hinaus standen sie vor Schwierigkeiten der
Rollenverteilung. Die Personen, deren Aufgabe es war, die
Volksza¨hlung dem Publikum schmackhaft zu machen, waren
meist, wie vor allem Innenminister Friedrich Zimmermann,
nicht nur Amtsinhaber, sondern auch bekannte (und bekann-
termaßen parteiliche) Politiker. Die Eindru¨cke, die sie ma-
chen konnten, hingen sehr von der jeweiligen Darstellungs-
politik jeder Nachrichtenquelle ab, und es gab viele Ma-
terialien, mit der ihre Vertrauenswu¨rdigkeit von den feind-
lich gesinnten Medien unterwandert werden konnte. Die je-
weilige Berichterstattung u¨ber die Volksza¨hlungskontrover-
se von den Zeitungen und Zeitschriften folgte in der Regel
den schon bekannten politischen Einstellungen. Unter den
u¨berregionalen Zeitungen und Zeitschriften reihte sich das
Spektrum von anti- bis zu pro-Volksza¨hlung ungefa¨hr so auf:
die tageszeitung, der Spiegel, die Zeit, Frankfurter Rund-
schau, Su¨ddeutsche Zeitung, Die Welt, Frankfurter Allgemei-
ne Zeitung. Wie auch vier Jahre spa¨ter bei der Boykottbe-
wegung 1987 lieferten die Frankfurter Rundschau und die
Su¨ddeutsche die ausbalanciertesten Reportagen. Die Berliner
tageszeitung war von Anfang an das Sprachrohr der Bewe-
gung, verfu¨gte aber nicht u¨ber eine sehr große Leserschaft.
Schlu¨ssig war deswegen die relativ bewegungsnahe Politik
des Spiegels.
Es muss trotz ihrer unumstrittenen Wichtigkeit betont wer-
den, dass die Medien nicht allma¨chtig und nie in der Lage
waren, die Volksza¨hlungskontroverse aus dem Nichts zu er-
finden oder beliebig zu steuern. Bundesinnenminister Fried-
rich Zimmermann zum Beispiel lieferte der Bewegung, ob
gewollt oder nicht, sehr nu¨tzliche Munition. Da aber die em-
pirische Hauptquelle fu¨r diesen Artikel die damalige Bericht-
erstattung in den Zeitungen bildet, muss die Methode, mit
der ich die folgende Geschichte erza¨hle, die des diskursi-
ven Konstruktivismus sein. Diese Methode verstehe ich hier
im relativ losen und allgemeinen Sinne als eine Vorgehens-
weise, die auf der folgenden grundlegenden Einsicht basiert
(hier vom Wissenschaftsphilosoph Ian Hacking formuliert):
”
The kinds in terms of which the world is described (and
the corresponding ideas, concepts, categories, classifications,
or what have you) are not kinds with which the world is
ready-equipped, and which we elicit by probing. They too are
constructed.“ (Hacking, 2002:65). Die Kategorie
”
Vertrau-
en“ spielte als Konstruktion von den relevanten Beziehun-
gen zwischen Staat und Bu¨rgerInnen im Jahr 1983 eine große
Rolle, und liefert im Ru¨ckblick ein gutes Beispiel fu¨r einen
”
narrative constructivism“:
”
The stories agents tell themsel-
ves about themselves are not mere appendages imposed on
activity after the fact. Activity is itself already narratively
structured, such that stories are integral to the performance
of every act. Acts are therefore enactments of some narrati-
ve.“ (Fay, 1996:192). Ich diskutiere im Folgenden, wie ver-
schiedene Zeitungsartikel u¨ber das Thema
”
Vertrauen“ den
Begriff und die Erza¨hlungen der o¨ffentlichen Auseinander-
setzung mitgestalteten. Es geht dabei darum zu untersuchen,
inwiefern Vertrauen ein zentrales Thema war, nicht um eine
sprachanalytische Untersuchung, wie genau das Wort Ver-
trauen eingesetzt worden ist.
2 Der Streit u¨ber Vertrauen in der Volksza¨hlungsboy-
kottbewegung 1983
Die Volksza¨hlungsboykottbewegungen der 1980er Jahren
lassen sich ohne Verweis auf den politischen Hintergrund
nicht verstehen. So gab es nicht erst in den spa¨ten 1970er
Jahren, sondern auch schon seit der Begru¨ndung der Bun-
desrepublik immer wieder Anla¨sse, die Vertrauenswu¨rdigkeit
des westdeutschen Staates als liberal-demokratisches System
anzuzweifeln (Reviewer 1, 2007). Selbst wenn man glaubt,
die
”
erste“ Bundesrepublik (1949–1991) sei im Nachhin-
ein den Grundprinzipien einer Demokratie relativ treu ge-
blieben, muss zugestanden werden, dass die autorita¨re Ver-
gangenheit und die o¨ffentliche Haltung vieler Staatsange-
stellter u¨ber diese 50 Jahre die Natur der bundesdeutschen
Demokratie oft in Frage gestellt haben. Besonders in den
1960er und 1970er Jahren kreisten solche Fragen oft um die
mo¨glichen Nazi-Verbindungen des Staatspersonals, vor al-
lem von Richtern. Das Justizsystem wurde nach 1949 mit Ju-
ristInnen besetzt, die ihre Karriere schon vor 1945 begonnen
hatten und ohne große Hindernisse fortsetzen durften (Frei,
2001). Zu einem gewissen Grad war eine solche Kontinuita¨t
(auch in Ministerien und im sonstigen Staatsgefu¨ge) nicht
www.soc-geogr.net/3/11/2008/ Soc. Geogr., 3, 11–21, 2008
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zu vermeiden. Die Tatsache aber, dass Richter und Beamte
weiterhin hohe Stellen besetzten, die schon in der Nazizeit
Macht ausu¨bten, wurde von nicht wenigen als problematisch
angesehen. Manche sahen in den Haltungen und Entschei-
dungen dieser Amtstra¨ger die Evidenz fu¨r das ¨Uberleben ei-
nes gefa¨hrlichen Autoritarismus, der unter dem Deckmantel
des kalten Krieges die Jagd auf KommunistInnen und ande-
re Systemkritiker fortsetzte (Go¨ssner, 1998; Hannover, 2000,
2001). Der Verdacht von
”
hohler Demokratie“ wurde zum
Beispiel im Jahr 1962 durch die
”
Spiegel-Affa¨re“ gespeist
(Scho¨ps, 1983) und haftete der Bundestagsdebatte u¨ber die
Verja¨hrung von Naziverbrechen an (Jaspers, 1966). Die op-
positionellen Bewegungen, die in diesen Jahren in West-
deutschland aufflackerten, wurden zum Teil dadurch provo-
ziert, dass Universita¨tsprofessoren, Staatsanwa¨lte, Polizeibe-
amte und andere
”
Ordnungshu¨ter“ auch auf kleine Regelver-
letzungen wie Raumbesetzungen oft unverha¨ltnisma¨ßig hart
und autorita¨r reagierten, und schienen damit zu beweisen,
dass ihnen die Lehre ihrer Vergangenheit wichtiger waren
als die Prinzipien von humanita¨rer Demokratie, die sie an-
geblich verteidigen sollten (Thomas, 2003; Kraushaar, 2000;
Negt, 2001; Uesseler, 1998).
2.1 Der nicht-vertrauenswu¨rdige Staat in den 1970er und
1980er Jahren
Im Laufe der 1970er Jahre vera¨nderte sich die politische
Landschaft in vielerlei Hinsicht, nicht zuletzt wegen der
Machtaufnahme von den Sozialdemokraten, die bis 1969 nur
als oppositionelle Partei agierten, sowie wegen des Tauwet-
ters in der Beziehung zwischen den beiden deutschen Staa-
ten. Dies war nicht zufa¨llig auch das Jahrzehnt, wa¨hrenddes-
sen eine Trennung auf der linken Seite des politischen Spek-
trums entstanden ist. Auf der einen Seite ließ sich eine au-
ßerparlamentarische, oppositionelle Mehrheit erkennen, die
sich mindestens provisorisch mit dem bundesdeutschen po-
litischen System als prinzipiell reformierbares System abge-
funden hatte und zum Teil militant, aber u¨berwiegend fried-
lich gegen Krieg, Atomkraft, Umweltzersto¨rung, Frauenun-
terdru¨ckung und etliche lokale sowie globale Ungerechtig-
keiten ka¨mpfte. Aus dieser Stro¨mung entwickelten sich neue
politische Organisationsformen, vor allem die der Bu¨rgerin-
itiative, die fu¨r die Volksza¨hlungsboykottbewegungen sehr
wichtig waren. Auf der anderen Seite der linken politischen
Spaltung gab es eine kleine Minderheit, die bereit war, to¨dli-
che Gewalt anzuwenden, um die Grundpfeiler eines kapita-
listischen, imperialistischen Systems anzugreifen, das sie im
Grunde als repressiv und ungerecht betrachteten. Unter an-
derem hofften die RAF, die
”
Bewegung 2. Juni“ und andere
extremistische Gruppen, den Staat durch ihre Angriffe zur
Selbstenthu¨llung als repressive Handlanger vom Kapital zu
provozieren (Tolmein und Mo¨ller, 1999; Aust, 1998). Die
Trennung zwischen den beiden Stro¨mungen der Nach-68er
war nie vollsta¨ndig, teilweise wegen der gemeinsamen kriti-
schen theoretischen Quellen, worauf ihre jeweiligen Weltan-
schauungen und Analysen basierten, teilweise aufgrund der
Reaktionen von staatlicher Seite. Oskar Negt nennt die da-
maligen
”
Neigungen des deutschen Staates zu ¨Ubervergel-
tung gegenu¨ber unbotma¨ßigem Verhalten oder gar revolu-
tiona¨ren Bewegungen“ einen
”
praktisch kaum bestreitbaren
sozialwissenschaftlichen Tatbestand“ (Negt, 2001:257). Die
staatlichen Organe gingen brutal und kompromisslos gegen
die ExtremistInnen vor, selbst nachdem sie sie hinter Git-
ter gebracht hatten, was fu¨r den Verhafteten als Opfer von
Staatsgewalt bereits weite Sympathie unter den Bu¨rgerIn-
nen sicherte, die ansonsten die gewa¨hlten terroristischen Me-
thoden durchaus ablehnten (Markovits und Gorski, 1997).
Zweitens fu¨hrte die Regierung im Laufe der 1970er Jah-
re eine Reihe von sehr umstrittenen Gesetzen und Verord-
nungen ein (Radikalenerlass, Paragraph 129a), die die Ter-
rorismusbeka¨mpfung erleichtern sollten, aber konstitutionell
ho¨chst fragwu¨rdig waren. Der Verdacht, dass sich Terroris-
musbeka¨mpfung zu einer allgemeineren Form von Repressi-
on gegen oppositionelle Kra¨fte entwickelte, wurde von man-
chen Politikern und o¨ffentlichen Perso¨nlichkeiten gespeist,
die auch die friedlich agierende Mehrheit von linken Staats-
kritikern zu da¨monisieren pflegten, um damit jede mo¨gliche
Legitimita¨t fu¨r eine linke außerparlamentarische Opposition
von vornherein auszuschließen (Cobler, 1976).
Eine neue Prominenz in den politischen Debatten und
Auseinandersetzungen der 1970er Jahre gewann das Ge-
spenst des
”
¨Uberwachungsstaates“. Wie in anderen westli-
chen Demokratien zu dieser Zeit erweckten die Fortschritte
in Computer- und Kommunikationstechnologien neue ¨Ang-
ste. Anha¨nger der linken Opposition waren nicht allein mit
ihren Befu¨rchtungen u¨ber die sozialen Kontrollmo¨glichkei-
ten, die neue Technologien dem Staat ero¨ffneten, und es
entstanden in vielen La¨ndern mehr oder weniger organi-
sierte Datenschutzbewegungen, die dann in verschiedenen
Datenschutzgesetzen sowie in der Etablierung von Stellen
als Datenschutzbeauftragten mu¨ndeten (Flaherty, 1989). In
der Bundesrepublik wurde die finstere Vision vom ¨Uberwa-
chungsstaat oft mit dem Namen Horst Herold verbunden, der
das Bundeskriminalamt (BKA) von 1971 bis 1981 leitete und
Computer lesbare Personalausweise, elektronische Datenver-
arbeitung (EDV) und Videou¨berwachung als die ku¨nftigen
Grundpfeiler der Kriminalita¨tsbeka¨mpfung ansah (Schenk,
1998). Eine neue Furcht um die Entstehung von elektroni-
schen Dossiers bei dem BKA, dem Verfassungsschutz und
anderen staatlichen Organen zum Ziel allgemeiner sozialer
Kontrolle stellte eine potenzielle Verbindung dar, die op-
positionelle Linke mit der weniger politisierten Mehrheit
der Bu¨rgerInnen ha¨tte zusammenbringen ko¨nnen (Bru¨ckner,
Damm und Seifert, 1976). Viele Bu¨rgerInnen fu¨rchteten die-
selben Technologien wie ihre radikaleren Zeitgenossen, al-
lerdings nicht unbedingt als Wegbereiter eines neuen Totali-
tarismus, sondern oft nur aus viel pragmatischeren und indi-
viduelleren Gru¨nden, die zum Beispiel mit Steuerverpflich-
tungen oder Immobilienbesitz zu tun hatten.
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In den fru¨hen 1980er Jahren bestanden solche ¨Angste vor
dem ¨Uberwachungsstaat mindestens als Unterto¨ne fort, der
politische Kontext hatte sich aber hauptsa¨chlich durch die
Entwicklung der Anti-Atomkraft, Friedens- und Umwelt-
schutzbewegungen verschoben. Da diese Bewegungen mit
großen o¨ffentlichen Veranstaltungen wie Demonstrationen
und Platzbesetzungen verbunden waren, wurde die Frage von
¨Uberwachung des ¨Ofteren mit der Kontrolle von o¨ffentli-
chen Ra¨umen zusammengedacht. 1983 erreichte die inter-
national angesehene westdeutsche Friedensbewegung ihren
Ho¨hepunkt mit dem Kampf gegen die Stationierung von
”
Pershing“ Mittelstreckenraketen auf westdeutschem Boden
(Breyman, 1998; Balistier, 1996:120). Im Ma¨rz 1983 gelang-
te es den Gru¨nen zum ersten Mal in den Bundestag ein-
zuziehen (Markovitz und Gorski, 1997). Beide Bewegun-
gen (deren AktivistInnennetzwerke sich zum Teil u¨berlager-
ten) haben die Mo¨glichkeit unter Beweis gestellt, gegen ei-
ne Bedrohung, die glaubhaft als eine Frage von universel-
ler Betroffenheit pra¨sentiert werden ko¨nnte, ein breites Spek-
trum von Leuten zusammenzubringen. Sie bildeten in vieler-
lei Hinsicht den unmittelbaren politischen Hintergrund zur
Volksza¨hlungsboykottbewegung 1983.
Dieser politisch-historische Rahmen fu¨r die Boykottbewe-
gungen macht es schon klar, dass das Giddensschen Vertrau-
ensschema die Wichtigkeit der perso¨nlichen Dimensionen
von System-Vertrauen unterscha¨tzt. Giddens will diese Di-
mensionen nur als Nebensache ansehen, in Westdeutschland
aber waren sie zentral. Die Volksza¨hlungsboykottbewegun-
gen der 1980er Jahre erlauben, diese Zentralita¨t detaillierter
zu beschreiben.
2.2 Der Staat als unvertrauenswu¨rdige Volksza¨hler
Die Volksza¨hlungsboykottbewegung und die ihr nahe stehen-
den Medien versuchten, mittels einer Geschichte von uni-
versellen Betroffenheit auf die Erfolge der Friedens- und
Umweltbewegungen aufzubauen, AktivistInnen und
”
nor-
male“ Bu¨rgerInnen zusammenzubringen, und ein gemein-
sames, systemkritisches Versta¨ndnis von der Bedeutung der
Volksza¨hlung zu schaffen. In den ersten Wochen der 1983-
Bewegung war die tageszeitung (taz) praktisch allein in ih-
rer Berichterstattung u¨ber die verstreuten Zeichen eines auf-
keimenden Unbehagens mit der geplanten Erfassung. Schon
die ersten Aktionen und Reportagen stellten die Vertrau-
enswu¨rdigkeit vom Staat und seinen Repra¨sentanten ins Zen-
trum der Auseinandersetzung. Der erste Aufruf zum nationa-
len Boykott kam aus einer Westberliner Initiative, der
”
VoBo
Ini“ (Volksza¨hlungsboykott Initiative) im Dezember 1982.
Der Aufruf brachte die Volksza¨hlung in Verbindung mit der
Stationierung von Mittelstreckenraketen:
”
Natu¨rlich hat die Volksza¨hlung an der Oberfla¨che erst
einmal nix mit Atomraketen zu tun. Aber der Zusammenhang
stellt sich u¨ber den Zeitpunkt her. Die Volksza¨hlung soll ja
genau in dem Jahr stattfinden, in dem mit der Stationierungs-
entscheidung zu rechnen ist. Wir wissen alle bisher noch
nicht, wohin die Raketen kommen sollen. Die BRD ist das
einzige Stationierungsland, die das noch nicht bekanntgege-
ben hat. Und genau das machen wir mit dem Volksza¨hlungs-
boykott zum Thema. Wir erheben auf die Informationen zu
den Raketen-Standorten genau den gleichen Anspruch, den
die Regierung mit der Volksza¨hlung von jedem Bu¨rger er-
hebt“ (M. Schroeren, zitiert in
”
Politiker fragen – Bu¨rger ant-
worten nicht“, taz 16.12.1982, S. 4).
Diese Strategie, na¨mlich den Boykott mit den Zielen der
Friedensbewegung eng zu verknu¨pfen, wurde bald aufge-
geben, als klar geworden war, dass die Volksza¨hlung eige-
ne
”
Beine“ als Anlass zum Protest hatte. Der Aufruf impli-
zierte aber, dass der Staat etwas vor den Augen der Bu¨rge-
rInnen geheim halten wollte, und insofern trug er zu ei-
nem unvertrauenswu¨rdigen Staatsbild bei. Wa¨hrend der dar-
auffolgenden Wochen erschienen Reportagen in regelma¨ßi-
gem Takt in der taz, die das Thema Datenschutz neben
den Einsatz der Video-Rasterfahndung stellte (
”
Kritik am
Meldegesetz“, taz 3.1.1983, S. 16;
”
Landesregierung of-
fensiv gegen Datenschutz“, taz 11.3.1983, S. 4). Eine Se-
rie von Interviews mit einem BKA-
”
Aussteiger“namens
Berndt Schmidt ist am 11., 12., 13., und 14. Januar er-
schienen, worin der Video-Techniker den LeserInnen die
inneren Pla¨ne und Projekte des Bundeskriminalamts of-
fenlegte (“Video-Rasterfahndung und Kamera-Wanzen”, taz
11.1.1983, S. 1; “ ¨Uberwachung total” und “Wunschposten
TE”, taz 12.1.1983, S. 1, 3;
”
. . . habe ich zum ersten Mal ei-
ne Frontstellung empfunden“, taz 13.1.1983, S. 9;
”
Kame-
ras an Busbahnho¨fen, U-Bahnstationen. . .“, taz 14.1.1983,
S. 11). Hauptthema durch diese Fortsetzungsfolge hindurch
bleibt das
”
Abdriften“ (Schmidt, in taz 12.1.1983, S. 3) vom
Einsatz der ¨Uberwachungstechniken, wobei sich die anfangs
ausschließliche Fokussierung auf vermutete TerroristInnen
tendenziell ausdehnt, um immer mehr vom legalen
”
Umfeld“
einzunehmen. Perso¨nliche Daten von denjenigen, die sich
gewollt oder nicht in diesem erfassten Umfeld befinden, so
eine Reportage u¨ber die Landesregierung Baden-Wu¨rttem-
berg, ko¨nnten dann relativ leicht in der Zentralkartei des Ver-
fassungsschutzes landen (
”
Landesregierung offensiv gegen
Datenschutz“, taz 11.3.1983, S. 4).
Diese erste Berichterstattung lief parallel zu einer a¨hnlich
gesinnten Reportage im Spiegel, dessen erste Nummer im
Jahr 1983 den Titel
”
Die neue Welt von 1984“ trug (Spiegel
Nr. 1, (3.1.1983, S. 19–30). Die Volksza¨hlung wurde im Spie-
gel vor dem spa¨ten Februar 1983 kaum erwa¨hnt, die Themen
von ¨Uberwachungsstaat,
”
Big Brother“, maschinenlesbaren
Personalausweisen, Videou¨berwachung usw. waren aber pro-
minent zu sehen (siehe auch
”
Auf dem Weg zum ¨Uber-
wachungsstaat“, Spiegel Nr. 2, 10.1.1983, S. 46–67). Die
Vertrauenswu¨rdigkeit des Staates wurde weiter geschwa¨cht
durch detaillierte Diskussionen des vorgesehenen Fragebo-
gens, der am 26.1.1983 in der taz und am 21.2.1983 im Spie-
gel erschien. Beide Artikel verwiesen auf die lockeren Re-
gelungen des Volksza¨hlungsgesetzes 1982, wonach perso¨nli-
che Daten als solche oder nur leicht anonymisiert sofort nach
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der Volksza¨hlung mit Meldea¨mtern und etlichen Beho¨rden
geteilt werden durften (
”
Jeder Hirte za¨hlt seine Schafe“, taz
26.1.1983, S. 3;
”
Der gla¨serne Bu¨rger“, Der Spiegel Nr. 8,
(21.2.1983, S. 104–105). Diese ganze Kritik wurde poin-
tiert in einem Plakat zum Ausdruck gebracht, worauf das
la¨chelnde Gesicht von Innenminister Friedrich Zimmermann
im Vordergrund steht, mit Horst Herold und anderen bekann-
ten Ordnungshu¨tern im Hintergrund. Die umrahmende Devi-
se:
”
Alle reden von der Volksza¨hlung, wir missbrauchen sie.“
(taz 6.4.1983, S. 10)
In einem anderen Artikel in der taz vom 26. Januar ging
es um die Vertrauenswu¨rdigkeit von Za¨hlerInnen als
”
ac-
cess points“ zwischen dem volksza¨hlenden Staat und der
Bevo¨lkerung. Im Volksza¨hlungsgesetz wurde festgelegt, dass
alle Erwachsenen zwischen 18 und 65 im Prinzip dazu ver-
pflichtet wa¨ren, sich ehrenamtlich als Za¨hler einstellen zu
lassen. Sich auf die Situation in Kiel beziehend, wo Finanz-
beamte zur Aufnahme von der Za¨hlerta¨tigkeit beordert wur-
den, weist aber der taz-Artikel auf die Mo¨glichkeit von
”
In-
teressenkollisionen der Befrager“ hin. Diejenigen, die als Be-
amte ein professionelles Interesse an perso¨nlichen Daten ha-
ben, sollten demnach vielleicht nicht als Za¨hlerInnen mit
solchen Daten vertraut werden (
”
Angewiesen auf den guten
Willen der Betroffenen“, taz 26.1.1983, S. 3). Dies blieb ein
Hauptthema in der taz, wo ein Artikel mit dem Titel
”
Staats-
anwa¨lte als Za¨hler“ den spo¨ttischen Untertitel
”
Vertrauens-
bildende Maßnahmen zur Volksza¨hlung“ trug (taz 2.3.1983,
S. 16). Nicht nur Volksza¨hlungsgegner, sondern auch man-
ches staatliche Personal wie der Bund Deutscher Kriminal-
beamter (BDK) fanden es zweifelhaft, dass alle Bu¨rgerInnen
ihre Daten genauso gern einem Polizist oder Staatsanwalt
freigeben wu¨rden wie einem anderen Mitbu¨rger, der als Ord-
nungshu¨ter nicht ta¨tig war. Der BDK beschloss im Ma¨rz, sich
gegen die Einsetzung seiner Mitglieder auszusprechen (
”
Das
Bundesverfassungsgericht pru¨ft Beschwerden gegen umstrit-
tene Volksza¨hlung“, Su¨ddeutsche Zeitung 12./13. Ma¨rz 1983,
S. 1). Wie im Spiegel zu lesen war, erhoben auch andere Or-
ganisationen, zum Beispiel das Diakonische Werk Westfalen,
a¨hnliche Bedenken. Wegen unzureichender Maßnahmen ge-
gen Datenmissbrauch sei
”
das Vertrauensverha¨ltnis zwischen
Diakonie und den von ihr betreuten Menschen gefa¨hrdet“.
Daher wollte die westfa¨lische Diakonie keine MitarbeiterIn-
nen als Za¨hlerInnen bereitstellen (
”
Heiße Ohren“, Der Spie-
gel Nr. 15, 11.4.1983, S. 28).
Die oben genannten Beispiele zeigen schon, dass die Ver-
trauenswu¨rdigkeit des volksza¨hlenden Staates im Jahr 1983
ein zentrales Thema war, und zwar in einem Sinne, der die
”
perso¨nliche“ mit den
”
abstrakten“, system-bezogenen Sor-
ten von Vertrauen koppelt. Insofern liegt die Debatte ganz
auf der Linie des nachkriegszeitlichen politischen Diskur-
ses in der BRD. Dementsprechend tendierten auch die Re-
aktionen auf die Boykottbewegung von staatlicher Seite so-
wie von
”
staatstreuen“ Parteien und Medien dazu, ein perso-
nalisiertes Versta¨ndnis der Vertrauensfrage eher zu bekra¨fti-
gen. Die taz war unermu¨dlich in ihrer Suche nach Aus-
sagen von Konservativen, die das aufkeimende Misstrau-
en speisen ko¨nnten. Eine Reportage aus der Emsdettener
Zeitung vom 19.2.1983 wurde zum Beispiel nachgedruckt,
worin der CDU Wahlkreiskandidat Constantin Freiherr Hee-
remann zitiert wird. Heeremann war der Meinung,
”
daß wir
(die Volksza¨hlung) brauchen, um festzustellen, wo die Fein-
de unserer freiheitlichen Demokratie stecken“ (zitiert in der
taz 4.3.1983, S. 4). Als ein angeblich rein statistischer Vor-
gang ha¨tte die Volksza¨hlung eigentlich strikt vom Verwal-
tungsvollzug, von der Kriminalita¨tsbeka¨mpfung und insbe-
sondere von der Verfolgung der politischen Opposition ge-
trennt bleiben mu¨ssen. Aber a¨hnliche Gesinnungen wie die
von Freiherr Heeremann waren zum Beispiel, wenn auch
in milderer Form, in der CDU-nahen Frankfurter Allge-
meine Zeitung zu lesen. Die FAZ zitierte einen anonymen
Statistiker, der die Mo¨glichkeit unproblematisch fand, dass
Volksza¨hlungsangaben benutzt werden ko¨nnten, um Ma¨nner
aufzufinden, die illegitim mittels falscher Informationen u¨ber
Haupt- und Zweitwohnsitz ihren Bundeswehrdienst zu ver-
meiden versuchten:
”
Na, und?“ (
”
Die Angst, ein
’
gla¨ser-
ner Mensch‘ zu werden“, Frankfurter Allgemeine Zeitung
2.3.1983, k. S.). Dass die BoykottorganisatorInnen Feinde
der Demokratie oder mindestens Kriminelle waren, stand
fu¨r viele konservative Politiker schon fest. Derselbe Mi-
chael Schroeren, der den ersten Aufruf aus Westberlin an-
geku¨ndigt hatte, wurde vom Berliner Innensenator Heinrich
Lummer wegen seiner Aufforderung zur Auskunftsverwei-
gerung mit Bußgeld verwarnt (
”
Ho¨chst unredlich“, Der Spie-
gel Nr. 11, 7.3.1983, S. 124). Fu¨r Bundesinnenminister Zim-
mermann war die Boykottbewegung
”
weniger ein Angriff
gegen die Volksza¨hlung als vielmehr ein Angriff auf das gan-
ze System.“ (
”
Wo ist denn die Intimita¨t?“, Spiegel-Gespra¨ch,
Der Spiegel Nr. 13, 28.3.1983, S. 37). Zimmermann hatte
sich zwar
”
perso¨nlich dafu¨r verbu¨rgt, dass mit den bei der
Volksza¨hlung erhobenen Daten kein Mißbrauch betrieben“
wu¨rde (
”
Bei dem Zeitdruck kann keiner die Daten mißbrau-
chen“, Frankfurter Rundschau 12.3.1983, k. S.). Gleichzei-
tig aber sah er vor, dass die Beho¨rden die Namen der Aus-
kunftsverweigerer halten wu¨rden:
”
Darf man diejenigen, die
gegen das Gesetz verstoßen, etwa nicht belangen?“ (
”
Wo ist
denn die Intimita¨t?“ Spiegel-Gespra¨ch, Der Spiegel Nr. 13,
28.3.1983, S. 45).
Die hier zitierte Auswahl der damaligen Berichterstattung
la¨sst erkennen, dass perso¨nliches Vertrauen sehr wohl eine
Rolle spielte, und nicht nur im Diskurs der Volksza¨hlungs-
gegner. Eine Stellungnahme von Jochen Siemens zu der De-
batte la¨sst sich stellvertretend zitieren:
”
Zimmermann fordert Vertrauen der Bu¨rger zum Staat,
wa¨hrend er umgekehrt nicht mu¨de wird, das Vertrauen des
Staates zum Bu¨rger durch Kontrolle zu ersetzen, einschließ-
lich der Androhung von Bußgeld, sollte der fragwu¨rdige Fra-
gebogen nicht ausgefu¨llt werden“ (Jochen Siemens,
”
Fast
alles falsch gemacht“, Frankfurter Rundschau 17.3.1983,
k. S.).
Soc. Geogr., 3, 11–21, 2008 www.soc-geogr.net/3/11/2008/
M. Hannah: Volksza¨hlungsboykottbewegung 1983 17
Nun kann die Zentralita¨t von Vertrauen zum Teil den Ei-
genschaften von Medienpolitik zugeschrieben werden, wo-
bei die Medienorganisationen immer dazu neigen, politische
Geschichte zu personalisieren, um das Interesse des Publi-
kums leichter erregen zu ko¨nnen. Die Aussagen von Zim-
mermann und andere PolitikerInnen la¨sst diese reduktive Er-
kla¨rung schon du¨nn erscheinen. Aber selbst insofern sie zu-
tra¨fe, wa¨re das keine Entwertung des Begriffs Vertrauen als
Interpretationsraster, da die Repra¨sentation der Kontrover-
se in den Medien selbst auch Bestandteil der Kontroverse
war. Jedenfalls stellte eine Umfrage des ZDF im Ma¨rz 1983
fest, dass 52% der Bundesbu¨rgerInnen Misstrauen gegen die
Volksza¨hlung hegten (
”
Volksza¨hlung:
’
Laßt 1000 Fragebo-
gen glu¨hen‘“, Der Spiegel Nr. 13, 28.3.1983, S. 30). Der Ver-
trauensdiskurs hatte, egal wie
”
irrefu¨hrend“ er gewesen sein
mag, sehr wichtige Wirkungen gehabt.
2.3 Kritiken am Vertrauensdiskurs
Ein Schlu¨sselwort in der Auseinandersetzung war
”
(Daten-)
Missbrauch“. Der nicht-vertrauenswu¨rdige Staat war von
beiden Seiten der Debatte hauptsa¨chlich als ein Staat kon-
struiert, dessen Personal die Informationen, die aus der Er-
fassung gewonnen werden, missbrauchen wu¨rde. Aber die-
se Interpretation des Problems war umstritten. Die erste und
mildere Sorte von Kritik am
”
Missbrauchs“-Diskurs kon-
zentrierte sich auf die Details der EDV und der Organisa-
tion der Volksza¨hlung. Der Schwerpunkt lag nicht auf Pro-
blemen mit dem Begriff
”
Missbrauch“ selbst, sondern auf
den Verfahrensweisen, wobei jeder Verlass auf die Aufrich-
tigkeit von Staatspersonal unno¨tig gemacht werden ko¨nn-
te. Anders gesagt versuchte diese erste Kritik die Willku¨r
der Beamten irrelevant zu machen. Nur mit technischen so-
wie organisatorischen Vera¨nderungen ko¨nnte der Staat das
Vertrauen der Bu¨rgerInnen zuru¨ckgewinnen. Zum Beispiel
wurde der Pra¨sident des Zentralverbandes der Deutschen
Haus- und Grundeigentu¨mer Theodor Paul in der Frankfurter
Rundschau zitiert, der meinte, dem Publikum genu¨ge
”
offen-
sichtlich nicht mehr die Versicherung, daß dies (Missbrauch)
nicht beabsichtigt sei“ (
”
Bei dem Zeitdruck kann keiner
die Daten missbrauchen“, Frankfurter Rundschau 12.3.1983,
k. S.). In einem Gespra¨ch mit dem Spiegel wies der Rechts-
informatiker Prof. Wilhelm Steinmu¨ller darauf hin, dass
das Datenschutzgesetz von 1977 schon das Prinzip von
Nicht-Personalisierbarkeit in seine Definition von
”
perso-
nenbezogenen“ Daten eingebaut hatte. In der Formulierung
Steinmu¨llers:
”
Jedes Datum ist und bleibt personenbezogen,
solange man es mit Zusatzwissen und/oder Zusatzverfahren
ohne unverha¨ltnisma¨ßig große Kosten auf Personen beziehen
kann“ (zitiert in
”
Beten, daß die Sicherungen halten“, Der
Spiegel Nr. 12, 21.3.1983, S. 109). Es galt also, dem Staat
kein Vertrauen schenken zu mu¨ssen.
Diese Analyse aber, wie diejenige, die die Vertrau-
ens(un)wu¨rdigkeit staatlichen Personals betonten, ha¨tte so
verstanden werden ko¨nnen, dass sich alle Einwa¨nde ge-
gen die Volksza¨hlung als grundlos erweisen wu¨rden, wenn
Datenmissbrauch irgendwie ausgeschlossen werden ko¨nnte.
Fu¨r manche der radikaleren Volksza¨hlungsgegner war die-
se Einstellung ein Fehler. Vor allem Go¨tz Aly, ein damali-
ger Westberliner Aktivist, der inzwischen einer der wichtig-
sten deutschen Historiker der Nazizeit geworden ist, hat die-
se Kritik artikuliert. In einer Stellungnahme in der taz am
11. April 1983 setzte sich Aly mit Aussagen eines Abgeord-
neten des Berliner Rathauses namens Schmidt auseinander.
Herr Schmidt, der als Mitglied der Alternativen Liste (AL)
im Prinzip als Linker galt, hatte sich gegen Datenmissbrauch
gea¨ußert, ha¨tte aber an der
”
Volksza¨hlung an sich“ nichts aus-
zusetzen. Aly fragt dazu,
”
Ist es nicht vielleicht weniger der Mißbrauch als der Ge-
brauch der Volksza¨hlung, der uns angreift? Diese Zahlen . . .
sind sie nicht die ewig du¨rftigen Eselsbru¨cken von den Ver-
waltern zu den Verwalteten? Die Za¨hlung fordert die Macht
des Objektiven, die Rationalita¨t der Willku¨r. Ganz ohne Miß-
brauch. [. . . .]. Dass wir uns nicht in Merkmalsprofile auf-
rastern lassen, ist Teil der Wu¨rde des Menschen. Und es ist
eine philosophische Frage, wie weit wir der plumpen Empi-
rie und den einfachen Quantita¨ten das Feld u¨berlassen. Es
geht um Bedu¨rfnisse und nicht um Bedarfsziffern“ (G. Aly,
”
Volksza¨hlung an sich“, taz 11.4.1983, S. 16).
Aly verweist auf Beispiele von verfehlter Stadtplanung
in Westberlin, die aufgrund der Statistik fu¨r
”
Fla¨chen-
zersto¨rung“ und die Errichtung nutzloser, fast leerstehender
Geba¨ude verantwortlich worden seien (ebd.).
In dieser Stellungnahme suggeriert er, dass staatliche Sta-
tistik an sich unmenschlich und gefa¨hrlich sei, und dass
man die Evidenz dafu¨r darin erblicken ko¨nne, dass die Pla-
nungsprojekte, die auf der Statistik basieren, oft am Ende
menschenfeindliche Resultate haben, obwohl sie vielleicht
mit guter Absicht unternommen worden seien. Schon im
Ma¨rz 1983 hatten Aly und andere unter dem Namen
”
Pro-
jektgruppe Autonomie“ eine sehr detaillierte Studie in der
taz vero¨ffentlicht u¨ber den Gebrauch (wohlgemerkt, nicht
”
Missbrauch“) der Statistik der Nationalsozialisten (
”
Schon
nach ihrem Wesen steht die Statistik der nationalsozialisti-
schen Bewegung nahe“, taz 18.3.1983, S. 12–13). Die Au-
torInnen zeigen vor allem die Kontinuita¨ten auf, die schein-
bar
”
harmlose“ Maßnahmen wie Arbeitskarten mit dem sta-
tistischen Unterbau des Holocausts verbanden. Dieser Ar-
tikel wurde aus einer la¨ngeren Studie genommen, die Aly
und Karl-Heinz Roth anla¨sslich der Volksza¨hlungskontrover-
se unternommen hatten, und die 1984 als Die restlose Er-
fassung: Volksza¨hlen, Identifizieren, Aussondern im Natio-
nalsozialismus erschien (Aly und Roth, 2000 [1984]). Die
verku¨rzte Version wurde vielfach in Stadtzeitungen nachge-
druckt und von VoBo Inis verbreitet.
Das Argument Alys wurde versta¨rkt und aktualisiert in
der taz am Tag nach der Erscheinung des Nazi-Artikels mit
einer zweiteiligen Reportage u¨ber Kriminal-Geografie (Ta-
gesthema:
”
Die Gefa¨hrlichkeit der Statistik“) unter dem Ti-
tel
”
Den Untergrund transparent machen“ (taz 12.4.1983,
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S. 3). Da liefern die zwei AutorInnen, die sich lediglich
als
”
Autonomie-Sabine“ und
”
große Freiheit“ identifizier-
ten, eine sehr anspruchsvolle Analyse von der Funktion der
Volksza¨hlung als Disziplinierungsinstrument im Rahmen ei-
ner Gesellschaft, die nicht mehr u¨ber herko¨mmliche Formen
von Steuerung regiert werden ko¨nne:
”
Die entscheidende Frage ist die nach der kybernetischen
Kontrolle und Steuerung einer Bevo¨lkerung, deren sozia-
le Zusammensetzung gegenu¨ber den 70er Jahren wesentlich
vera¨ndert ist und deren Verhalten anderer Steuerungsmecha-
nismen bedarf. Mit der Auflo¨sung der traditionellen Arbeiter-
klasse auf der Ebene der Fabrik, der Arbeitsma¨rkte und als
soziales Subjekt wa¨chst die Notwendigkeit fu¨r die staatlichen
Institutionen nach einer neuen Kontrollform gegenu¨ber den
zerstreuten Atomen und Segmenten der Gesellschaft, nach ei-
ner Herstellung kontrollierter sozialer Bezu¨ge in Datenform“
(
”
Den Untergrund transparent machen“, taz 12.4.1983, S. 3).
Die effektive Regierung von solchen
”
zerstreuten Atomen
und Segmenten“ bedu¨rfe dem Ausbau einer virtuellen Geo-
graphie der
”
neuen Armutsbevo¨lkerung und Asozialita¨t . . .
deren Kontrolle nicht mehr in der der traditionellen Ghettoi-
sierung . . . sondern in der Form von Verdatung und Vereinze-
lung besteht“ (ebd.). Sich auf einen 1978 erschienenen Kri-
minalatlas fu¨r die Stadt Bochum beziehend, erkla¨rt der zwei-
te Artikel, wie diese
”
Schattenwelt der Daten“ (ebd.) wieder-
um eine Geographie von Kriminalita¨tswahrscheinlichkeiten
offen legen kann, die dann zu der Benachteiligung bestimm-
te Nachbarschaften fu¨hren ko¨nne (
”
Volksza¨hlungsdaten fu¨r
die Kriminal-Geographie“, ebd.).
Diese Kritik am Missbrauchs-Diskurs deutet auf zusa¨tz-
liche Dimensionen der Vertrauensfrage hin, die Giddens
u¨berhaupt nicht anspricht, die aber von Belang sind. Es
ist na¨mlich nicht nur mo¨glich, die perso¨nliche Vertrau-
enswu¨rdigkeit des Staatspersonals als eine zentrale Kompo-
nente von Systemvertrauen zu verstehen, es ist daru¨ber hin-
aus auch mo¨glich, von einem Grundvertrauen in die Gerech-
tigkeit oder Menschenfreundlichkeit des Systems zu spre-
chen, das gewissermaßen auch
”
perso¨nlich“ ist. Um diese
letzte Dimension der Vertrauensfrage aufzuhellen, bediene
ich mich des Foucault’schen Vokabulars.
3 Giddens und Foucault
Da eine partielle Verkoppelung zwischen den Ideen Fou-
caults und Giddens nicht allgemein als theoretisch zula¨ssig
betrachtet wird, biete ich hier einige diesbezu¨gliche Bemer-
kungen an. Der Hauptgrund der weit verbreiteten Annahme,
dass sich die theoretischen Perspektiven von Giddens und
Foucault miteinander nur sehr schwer verbinden lassen, ist
in geradezu modellhafter Form bei Giddens selbst zu finden.
In The consequences of modernity (Giddens, 1990:58), wo
er seine detaillierteste Auslegung vom Begriff
”
trust“ anbie-
tet, erwa¨hnt er Foucault nur als Analyst von direkter ¨Uber-
wachung in Schulen und Haftanstalten, zitiert dessen Buch
¨Uberwachen und Strafen, und glaubt damit das Thema Fou-
cault und Macht erledigt zu haben. Im darauf folgenden Buch
Modernity and self-identity (Giddens, 1991) schreibt Gid-
dens zwar etwas mehr u¨ber Foucault, bleibt aber bei For-
mulierungen, die einen unverkennbaren Mangel an Vertraut-
heit mit der Arbeit Foucaults aufweisen, wie zum Beispiel
die Behauptung Foucault
”
cannot analyse the relation bet-
ween the body and agency since to all intents and purposes
he equates the two. Essentially, the body plus power equals
agency“ (Giddens, 1991:57). Doch schon in den 1980er Jah-
ren ha¨tte es dem aufmerksamen Leser klar werden sollen,
dass Foucaults Ablehnung von jeder Analyse, die vom schon
konstituierten handelnden Subjekt ausging, eine methodolo-
gische und keine theoretische Entscheidung darstellte, dass
er dementsprechend keinen Anspruch auf ontologische Voll-
kommenheit fu¨r seine Forschungen zum Thema Disziplin
erhob und dass die Reichweite seiner Untersuchungen weit
u¨ber Institutionen wie Gefa¨ngnisse hinaus fu¨hrt und zahlrei-
che Anknu¨pfungspunkte fu¨r Themen wie Freiheit und Hand-
lung bietet (Foucault, 1978, 1980a , 1994; Burchell, Gordon
und Miller, 1991; Crampton und Elden, 2007). Durch eine
diesbezu¨gliche Blindheit, die Giddens mit zahlreichen ande-
ren AkademikerInnen teilt, meint Wendy Brown,
”
Foucault
is ultimately ensnared by this instrument of methodological
ground-clearing (the formulation of power as productive rat-
her than repressive): it triumphs over him as it transmogri-
fies from methodological strategy to political truth“ (Brown,
1995:16).
3.1 Freiheit, Vertrauen und Macht in Foucault
In den Machtanalysen Foucaults geht es im Allgemeinen um
die Praktiken und Rationalita¨ten, durch die moderne Indivi-
duen als regierbare und selbst-regierende Subjekte konstitu-
iert sind. Seine unabla¨ssige Betonung darauf, dass Subjekti-
vita¨t immer ein ku¨nstliches Erzeugnis sei, heißt aber nicht,
dass er dem so hergestellten Subjekt die Eigenschaften ei-
nes frei handelnden
”
Agenten“ abspricht. Besonders in sei-
ner Arbeit u¨ber
”
Gouvernmentalita¨t“ ist es deutlich, dass
die
”
Freiheit“ und das Subjekt von Freiheiten, welche im
liberalen Diskurs so zentral eine Rolle spielen, keine blo-
ße ideologische Schima¨re darstellen (Foucault, 2004a). Fou-
caults Behauptung
”
there are no relations of power without
resistances“ (Foucault, 1980b:142) ist allgemein bekannt. Es
wird aber selten bemerkt, dass die universelle Mo¨glichkeit
von Widerstand eine grundlegende Handlungskompetenz al-
ler handelnden Akteure direkt impliziert. Biopolitische und
gouvernmentale Rationalita¨ten mu¨ssen nicht unbedingt in
ein handlungszentriertes Interpretationsraster versetzt wer-
den, doch sie sind zumindest handlungsabha¨ngig. Weder
”
Freiheit“ noch
”
Handlung“ sollten aus Foucault’scher Sicht
als trans-historisch angesehen werden, sie sind aber dafu¨r
nicht weniger
”
real“. Handlung ist seinerseits ohne Ver-
trauen nicht mo¨glich. Moderne Subjekte, die laut Foucault
gema¨ß biopolitischen bzw. gouvernmentalen Rationalita¨ten
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konstruiert (Engl.
”
interpellated“) werden, mu¨ssen gerade
dadurch mit bestimmten Formen von
”
Vertrauen“ ausge-
stattet werden. Nur wenn wir als Subjekte ein Mindestmaß
an Vertrauen gegenu¨ber Personen und Institutionen vorbrin-
gen ko¨nnen, ko¨nnen wir in einer Risiko durchgedrungenen
Welt
”
frei“ handeln, und mit unseren freien Handlungen
die Grundzu¨ge der liberal-kapitalistischen sozialen Ordnung
weitgehend (wenn nicht immer oder vollsta¨ndig) reprodu-
zieren. Das Problem der effizientesten Sicherung von
”
ver-
antwortlicher“ Freiheit bildet den Kern der liberalen poli-
tischen ¨Okonomie, die Foucault als einen Diskurs u¨ber die
moderne Regierungskunst versteht (Foucault, 2004a, b). Die
grundlegende Einsicht des Liberalismus besteht darin, dass
der Staat nur dann erfolgreich regiert, wenn er sich auf seine
Regierungsaktivita¨ten beschra¨nkt, und von der Beibehaltung
sozialer Ordnung soviel wie nur mo¨glich der Bevo¨lkerung
selbst u¨berla¨sst (Foucault, 2004a:479–519). Nur vor diesem
Hintergrund ist der zentrale Platz versta¨ndlich, den Foucault
und seine MitarbeiterInnen den Versicherungstechnologien
als paradigmatische Ausdru¨cke von liberaler Gouvernmen-
talita¨t eingera¨umt haben (Ewald, 1991; Defert, 1991). Wenn
alle Handlungen schon so
”
diszipliniert“ wa¨ren, um gro¨ßten-
teils voraussehbar zu sein, wa¨ren Versicherungstechnologien
nicht anna¨hernd so wichtig, wie sie in liberalen Gesellschaf-
ten tatsa¨chlich sind.
3.2 Vertrauen und Biopolitik
Wenn es nun klar ist, dass Foucault Freiheit eine große Rol-
le einra¨umt, und, dass die Ausu¨bung von Freiheit ein Min-
destmaß an Vertrauen voraussetzt, steht die Frage noch of-
fen, welche Sorten von Vertrauen in den Operationen der
Macht genau impliziert sind. Die oben beschriebene Kri-
tik am
”
Missbrauchs“-Diskurs bietet einen Hinweis. Wenn
das staatliche System als insgesamt gegen die Interessen der
Bu¨rgerInnen gerichtet verstanden wird, ginge eine tiefere
Ebene von
”
Vertrauen“ verloren. Man ha¨tte in dieser Situati-
on vielleicht Zutrauen in die
”
Verla¨sslichkeit“ oder
”
Korrekt-
heit“ von staatlichen Handlungen, aber die Ziele, auf die sich
solche verla¨sslich ausgefu¨hrten Aktivita¨ten richten, mo¨gen
ungerecht, boshaft oder menschenfeindlich sein. Anders ge-
sagt, das Giddens’sche Schema setzt voraus, dass das System
im Großen und Ganzen menschenfreundlich sei. Um die
Wichtigkeit dieser Annahme zu verdeutlichen, bediene ich
mich des Foucault’schen Begriffs
”
Biomacht“ (bzw.
”
Biopo-
litik“). In Arbeiten der spa¨ten 1970er Jahre entwickelt Fou-
cault eine Analyse von modernen Regierungsmodi, die sich,
komplementa¨r zu Disziplinierungstechniken, als
”
politische
Anatomie des menschlichen Ko¨rpers“ auf eine
”
Biopolitik
der Bevo¨lkerung“ richten (Foucault, 1977:166). Diese Bio-
politik entstand zum Teil, um neue Bedu¨rfnisse des indu-
striellen Kapitalismus zu befriedigen und gleichzeitig des-
sen Nebeneffekte (Urbanisierung und die damit verbunde-
nen Gesundheits- und Gesellschaftsprobleme) in den Griff
zu bekommen (ebd. 168). Sie hatte als Ziel die Wohlfahrt
von gro¨ßeren (sprich nationalen) Gruppen und sie stellte fu¨r
Foucault eine
”
Lebensmacht“ dar, die anstatt
”
sterben zu ma-
chen oder leben zu lassen“, wie er die herko¨mmliche Aufga-
be von souvera¨ner Macht auf den Punkt bringt, leben
”
macht“
oder sterben
”
la¨sst“, das Leben einer Bevo¨lkerung
”
in (die)
Hand nimmt, um es zu steigern und zu vervielfa¨ltigen, um
es im Einzelnen zu kontrollieren und im Gesamten zu regu-
lieren“ (ebd., 165, 163; siehe auch Lemke, 1997:126–150).
Diese neue Art von Regieren hing von der Suche nach Wahr-
heit ab. Sie bescha¨ftigte sich mit der
”
rechnerische(n) Pla-
nung des Lebens“; es ginge nun
”
um die Demographie, um
die Abscha¨tzung des Verha¨ltnisses zwischen Ressourcen und
Einwohnern, um die Tabellierung der Reichtu¨mer und ih-
rer Zirkulation, der Leben und ihrer wahrscheinlichen Dau-
er“ (Foucault, 1977:167). Volksza¨hlungen sind dementspre-
chend im Laufe des 19. Jahrhunderts in vielen westlichen
La¨nder zum zentralen Bestandteil der Biopolitik geworden
(Hannah, 2000).
Die Genealogie von biopolitischen Regierungstechniken
o¨ffnet uns eine andere Perspektive auf Volksza¨hlungen und
weitere Aktivita¨ten des modernen Staates. Sie erlaubt uns
na¨mlich die Einsicht, dass es doch sinnvoll ist, vom staatli-
chen System mit einer Terminologie von
”
Sorge“, sogar
”
Lie-
be“ zu sprechen (Ojakangas, 2005). Insofern der Staat vom
biopolitischen Imperativ der Verteidigung der Interessen der
Bevo¨lkerung (das heißt als solche und nicht als verdecktes
Machiavell’sches Programm fu¨r die Sicherung von Macht)
durchgedrungen ist, kann Vertrauen im Staat-als-System
nicht ausschließlich als bloß mechanisch-funktionalistische
”
Zufriedenheit“ gewertet, sondern muss als
”
institutionell-
perso¨nlich“ verstanden werden. Der Staatsapparat und des-
sen Regeln sollten demnach inhaltlich und deren Zielen nach,
nicht nur in den Absichten des Staatspersonals als bevo¨lke-
rungsgu¨nstig verstanden und verurteilt werden. Sonst ließen
sich verla¨sslich ordnungsunterstu¨tzende Handlungen seitens
der Bevo¨lkerung kaum erwarten. Hier ist es wichtig zwi-
schen solchem
”
institutionell-perso¨nlichem“ Vertrauen und
Vertrauen in die Kompetenz oder die guten Absichten von
Staatspersonal zu unterscheiden. Wie die Auseinanderset-
zung um die Volksza¨hlung zeigt, ko¨nnten vielen Bu¨rgerInnen
die letzte der zwei Sorten von Vertrauen verlieren, ohne dass
sie die erste Sorte verlieren.
Diese Interpretation von Vertrauen als eine Haltung ge-
genu¨ber dem Staat ko¨nnte sich als hilfreich erweisen bei
dem Versuch, die autorita¨ren Mo¨glichkeiten des Liberalis-
mus zu verstehen, den manche Wissenschaftler aus einer
Foucault’schen Richtung innerhalb der letzten Jahre unter-
nommen haben (Dean, 1999; Rose, 1999). Ich gehe hier
nicht auf die Einzelheiten dieser Literatur ein, aber beson-
ders die Arbeit von Rose stellt einen Versuch dar, eine Fou-
cault’schen Machtproblematik mit Fragen nach individueller
Selbst-Konstitution in Verbindung zu bringen. Vertrauen in
den oben skizzierten Formen wa¨re als ein wichtiges Element
der Selbst-Konstituierung einzustufen.
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4 Zusammenfassung
Mit der Kategorie
”
access points“ liefert Giddens einen
nu¨tzlichen Begriff, der die Vertrauensbeziehungen aufhellt,
die fu¨r eine Volksza¨hlung, wie fu¨r andere Interaktionen
zwischen Individuen und abstrakten Systemen, schlu¨ssig
sind. Er spricht der perso¨nlichen Form von Vertrauen ei-
ne Rolle im abstrakten System-Vertrauen zu, aber ra¨umt
der perso¨nlichen Dimension nur einen nebensa¨chlichen Sta-
tus ein, was die Zentralita¨t vom Thema
”
Vertrauen in Per-
sonen“ in der o¨ffentlichen Auseinandersetzung von 1983
nur schwer versta¨ndlich macht. Daru¨ber hinaus schweigt
Giddens zur
”
institutionell-perso¨nlichen“ Dimension von
System-Vertrauen, das nicht mit der Vertrauenswu¨rdigkeit
des Staatspersonal verwechselt werden darf.
Aufgrund der Diskussion der Volksza¨hlungsboykottbewe-
gung 1983 ist es mo¨glich, eine sensiblere Auslegung vom
Begriff System-Vertrauen zu entwickeln. Interaktionen zwi-
schen Bu¨rgerInnen und Staat, die wie eine Volksza¨hlung mit
dem Ansammeln von Informationen u¨ber access points zu
tun haben, erfordern von den Befragten mindestens drei Sor-
ten von perso¨nlichem Vertrauen:
1. Perso¨nliches Vertrauen in die Kompetenz der access
points, sowie in deren strikte Einhaltung von Rollenver-
teilungen;
2. Vertrauen in die perso¨nliche Ansta¨ndigkeit und in gute
Absichten der Verantwortlichen, die das System steuern
oder managen;
3.
”
Institutionell-perso¨nliches“ Vertrauen darin, dass das
System menschenfreundliche Ziele und Wirkungen hat,
oder, um Giddens’schen Termini mit Foucault’schen in
Kontakt zu bringen, dass das System auf biopolitischer
Sorge (
”
probity or love“) beruht.
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